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Vorwort

Die Sitzungsprotokolle des preußischen Zentrums aus der Zeit der verfassungge­
benden Preußischen Landesversammlung von 1919-1921 spiegeln das Ringen der 
politischen Vertreter des Katholizismus um die Gestaltung der neuen Staats- und 
Verfassungsordnung Nvider. Dabei führte die Heterogenität in der sozialen Zusam­
mensetzung der Deutschen Zentrumspartei und ihrer Parlamentsfraktionen in 
Berlin zu grundsätzlichen Auseinandersetzungen über den Standort des Katholi­
zismus in dem mit Abstand größten Land der Weimarer Republik. Die Spannbrei­
te der politischen Anschauungen unter dem „Zentrumsbanner“ ist ebenso 
bemerkenswert wie das Streben nach einem Ausgleich der divergierenden Interes­
sen. Das interne Ringen innerhalb der preußischen Zentrumsfraktion führte dazu, 
daß ihre Arbeit nach außen hin eher als farblos erschien. Was der Öffentlichkeit 
präsentiert wurde, war bereits das Ergebnis des Kompromisses einer Volkspartei, 
das oftmals ohne Aufsehen den Anstoß für den anschließenden parlamentarischen 
Konsens gab.
Anhand der vorliegenden Quellenedition kann nunmehr beispielhaft die Politik 
des preußischen Zentrums in den Anfangsjahren der instabilen Weimarer Republik 
nachgezeichnet werden. Die kommentierenden Anmerkungen der Bearbeiter, die 
in ihrer Einleitung auf eine umfassende Auswertung des Quellenmaterials verzich­
ten, erlauben die gezielte Weiterbeschäftigung mit einzelnen Fragen.
Die Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Partei­
en dankt den Bearbeitern August Hermann Leugers-Scherzberg und Wilfried Loth 
sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aller Archive, die diese Edition un­
terstützt haben; insbesondere dankt sie dem Leiter des Erzdiözesanarchivs Bres­
lau, Jozef Pater, für seine großzügige Hilfestellung bei der Sicherung der 
Quellengrundlage, die noch zu Zeiten der kommunistischen Diktatur in Polen er­
folgte. Ein ausdrücklicher Dank gebührt nicht zuletzt der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft, ohne deren Unterstützung dieses Projekt nicht zustande gekommen 
wäre.

Rudolf MorseyBonn, im September 1992
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Einleitung

I. Die Bedeutung der Zentrumsprotokolle der preußischen Landes­
versammlung für die Geschichte des preußischen 

Parlamentarismus und des politischen Katholizismus

Im Gegensatz zum Reich blieben in Preußen zwischen 1919 und 1932 die politi­
schen Verhältnisse relativ stabil. Während im Reich die im Februar 1919 geschlos­
sene Weimarer Koalition von SPD, DDP und Zentrum schon bei der Verabschie­
dung des Versailler Vertrags im Juni 1919 vorübergehend auseinanderbrach und 
nach den Neuwahlen im Juni 1920 endgültig auseinanderfiel, hat die Weimarer 
Koalition in Preußen bis zum „Preußenschlag“ 1932 im großen und ganzen Be­
stand. Sie wird nur 1921 wenige Monate durch das Minderheitskabinett Stegerwald 
unterbrochen, von 1921-1925 durch die Hinzuziehung der DVP zur Großen Koa­
lition erweitert. In der zeitgenössischen links- und rechtsradikalen Polemik galt 
deshalb Preußen, das „System Braun-Severing”, als „Bollwerk”, das als erstes auf 
dem Weg zur revolutionären Umwälzung niedergerungen werden mußte.

Dem preußischen Zentrum widerfuhr dabei in der Beurteilung ein ähnliches 
Schicksal wie der gesamten preußischen Politik in der Weimarer Republik. Die 
preußische Fraktion hatte in der Zeit des Kaiserreichs und in den ersten Jahren der 
Weimarer Republik im Vergleich zur Reichstagsfraktion stets als die konservative­
re von beiden gegolten. Gegen Ende der Weimarer Republik kehrte sich dieses 
Verhältnis jedoch um. Das „Preußenzentrum“ gewann nunmehr in der zeitgenös­
sischen Wahrnehmung an Konturen und spielte die Rolle einer „linken“ Alternati­
ve zur Reichstagsfraktion.' Aufgrund der unterschiedlichen Entwicklungen in 
Preußen und im Reich zwischen 1918 und 1933 fehlt es nicht an Versuchen, im 
preußischen Weg zur Demokratie alternative Entwicklungsmöglichkeiten für den 
Weimarer Parlamentarismus und sogar Wurzeln für die Genese des (funktionsfähi­
gen) Parlamentarismus in der Bundesrepublik Deutschland zu suchen.^ Diese Ver­
suche haben Widerspruch hervorgerufen, weil dabei allzu leicht die unterschiedli­
chen Akzentsetzungen von Reichspolitik und preußischer Landespolitik, aber 
auch die gegenseitigen Abhängigkeiten von preußischer und deutscher Politik aus 
dem Blick geraten. Dabei leiden die Untersuchungen über den preußischen Parla­
mentarismus darunter, daß sie bisher auf weit verstreutes und ungleichmäßig über­
liefertes Quellenmaterial zurückgriffen, die reichhaltigen Bestände des ehemaligen 
Zentralen Staatsarchivs der DDR in Merseburg, insbesondere die Akten des preu­
ßischen Landtags, jedoch nicht oder nur zu einem geringen Teil auswerteten bzw. 
auswerten konnten. Die hier vorgelegten Niederschriften der Fraktionssitzungen 
des preußischen Zentrums aus der verfassunggebenden Preußischen Landesver-

1 Hömig, Zentrum.
2 Möller, Parlamentarismus; Schulze, Braun; Ehni, Bollwerk; Orlow, Prussia.
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Sammlung können dieses Manko nicht beseitigen, vermögen aber einige Lücken 
der Überlieferung für die frühen Jahre von 1919 bis 1921 zu schließen.
Als eine der drei Koalitionsparteien gehörte das Zentrum zu den schöpferischen 
politischen Kräften bei der Entstehung des Freistaates Preußen. Trotz einer umfas­
senden und sorgfältigen Studie Herbert Hömigs über das preußische Zentrum in 
der Weimarer Republik^ kamen aufgrund der ungünstigen Quellenlage die Ergeb­
nisse über die Entwicklung des Zentrums in den ersten Jahren nach der Revolution 
kaum über das hinaus, was sich aus veröffentlichten Quellen erheben ließ. Insbe­
sondere die Auseinandersetzungen innerhalb der Parlamentsfraktion, die Bedeu­
tung des öffentlichen Diskurses bei der politischen Entscheidungsfindung, das 
Verhältnis zur Reichstagsfraktion und den Parteiinstanzen auf Reichs-, Landes­
und Provinzebene blieben verborgen. Aber auch der Einfluß, den die preußische 
Zentrumsfraktion bei den Weichenstellungen der preußischen Politik 1919/20 aus­
übte, blieb nur schemenhaft faßbar.
Zwar wurde in allen Studien über den preußischen Parlamentarismus und die preu­
ßische Politik nach 1918 die Bedeutung des Zentrums grundsätzlich anerkannt. 
Doch bei der Rekonstruktion der Entscheidungsprozesse konnte diese Bedeutung 
aufgrund fehlender Quellen nur selten berücksichtigt werden. Die Zentrumsfrakti­
on selbst beklagte schon in den internen Debatten, daß die SPD-Minister sich in 
der Öffentlichkeit darstellten, als seien sie Vertreter einer rein sozialdemokrati­
schen Regierung. Andererseits machte das Zentrum aber auch gern für unpopuläre 
Entscheidungen den Einfluß des größeren Koalitionspartners geltend. Beides im 
Zusammenspiel mit der günstigeren Quellenüberlieferung für die preußische SPD 
führte dazu, daß das Zentrum in den allgemeinen Darstellungen zur preußischen 
Politik der Weimarer Zeit lediglich eine marginale Rolle spielte.
Die Fraktionsprotokolle des Zentrums der preußischen Eandesversammlung bie­
ten aber nicht nur Quellenmaterial für die Erforschung des preußischen Parlamen­
tarismus und der preußischen Politik. Die Geschichte der Deutschen Zentrums­
partei im Übergang vom Kaiserreich zur Weimarer Republik wurde zuletzt in den 
sechziger Jahren durch eine wegweisende Studie Rudolf Morseys umfassend darge­
stellt. Seitdem konnte das Bild über die Zentrumspartei und den politischen Ka­
tholizismus in den frühen Jahren der Weimarer Republik lediglich durch die Editi­
on der Zentrumsprotokolle des Reichstags ab 1920 ergänzt werden.Darüber hin­
aus blieben aber zentrale Quellen für die Rekonstruktion der Parteigeschichte in 
den ersten Jahren nach der Revolution von 1918 lange Zeit nicht zugänglich 
(Nachlaß Karl Trimborn) oder verschollen. Als verschollen müssen insbesondere 
die Fraktionsprotolle des Zentrums der Deutschen Nationalversammlung gelten, 
mit Ausnahme der in dieser Edition vorgelegten Protokolle der gemeinsamen Sit­
zungen mit der preußischen Fraktion am 9. und 11. Mai 1919.
Aufgrund der Protokolle der Preußenfraktion lassen sich nun Entwicklungen im 
politischen Katholizismus der Jahre 1919/20 insbesondere in ihren Rückwirkungen 
auf die Parlamentsarbeit präziser fassen. Die angesichts der heterogenen sozialen

3 Hömig, Zentrum.
4 Morsey/Ruppert, Protokolle der Reichstagsfraktion.
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Zusammensetzung der Zentrumsanhängerschaft latenten Spannungen zwischen 
den verschiedenen innerparteilichen Interessengruppen (Arbeiter, Bauern, Kleri­
ker, Frauen, Beamte und Akademiker, Handwerker und Kleingewerbetreibende 
sowie Industrielle) durchziehen ebenso wie die regionalen Antagonismen zwischen 
Rheinländern, Westfalen, Schlesiern, Ermländern und Diasporakatholiken die 
Fraktionsarbeit des preußischen Zentrums. In den Fraktionsprotokollen werden 
dabei die stets wechselnden Koalitionen zwischen diesen Parteigruppen deutlich 
und lassen allgemeine Schlüsse auf den Differenzierungsprozeß innerhalb des poli­
tischen Katholizismus zu Beginn der Weimarer Republik zu.
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II. Das preußische Zentrum zu Beginn der Weimarer Republik

Der „Linkstrend“ des preußischen Zentrums in der Weimarer Republik war inso­
weit überraschend, als es in der Führung der Partei nach 1918 zu keinem Wechsel 
kam. Forsch und Herold, die langjährigen Fraktionsvorsitzenden des Zentrums im 
preußischen Abgeordnetenhaus, blieben bis 1930 Vorsitzende der Fraktion. Joseph 
Heß, der ab Mitte der zwanziger Jahre zum einflußreichsten Fraktionsmitglied 
wurde und als Exponent des linken Zentrumsflügels galt, gehörte dem preußischen 
Abgeordnetenhaus bereits seit 1908 an und hatte sich in dieser Zeit als vehementer 
Gegner einer Demokratisierung des preußischen Wahlrechts betätigt. Das preußi­
sche Zentrum war in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg und lange Zeit 
nach Kriegsbeginn auf eine Zusammenarbeit mit den preußischen Konservativen 
ausgerichtet. Deutlich wurde dies, als es 1913/14 Abschied von der seit Windt- 
horsts Zeiten vorgebrachten Forderung nach Einführung des Reichstagswahlrechts 
in Preußen nahm, während die Reichstagsfraktion unter Erzbergers Einfluß zur 
gleichen Zeit damit begann, partielle Koalitionen mit der SPD zur Durchsetzung 
ihrer Forderungen einzugehen.' Erst als sich die Auseinandersetzungen mit dem 
Arbeiterflügel der Partei im Laufe der sozialen Wandlungsprozesse im Ersten 
Weltkrieg krisenhaft zuspitzten und die weitere Verschleppung der Demokratisie­
rung des preußischen Wahlrechts ausweglos wurde, fand sich die Fraktionsfüh­
rung 1917/18 zum Einlenken bereit. Die Revolution im November 1918 traf die 
Fraktionsführung schließlich ebenso unvorbereitet wie die Fraktionsführung im 
Reichstag.^ Jedoch versuchten die drei Vorsitzenden der größten preußischen Pro­
vinzialorganisationen des Zentrums, Karl Trimborn im Rheinland, Karl Herold in 
Westfalen und Felix Forsch in Schlesien, unverzüglich die Partei auf Provinzebene 
zu stabilisieren. Letztlich blieben alle drei damit erfolgreich, zumal nachdem gegen 
Jahresende die alte Parteiorganisation auf Reichsebene wieder in Funktion trat.

Organisatorisch bestand in Preußen als Zentralgremium seit 1908 der Landesaus­
schuß der preußischen Zentrumspartei. Dies war jedoch weniger eine Parteifüh­
rung als ein Koordinationsgremium der Provinzialorganisationen. Neben der 
Fraktionsführung waren vor allem die Provinzialorganisationen bis zum Ende des 
Kaiserreichs die ausschlaggebenden Faktoren innerhalb der Parteiorganisation ge­
wesen. Dabei spielten die rheinische, schlesische und westfälische Zentrumspartei 
eine dominierende Rolle. Zusammen errangen sie bei den Landtagswahlen 1913 89 
der 103 Zentrumsmandate.^ Die Organisation auf Provinzebene war nicht einheit-

1 Leugers-Scherzberg, Forsch, S. 184-186; Loth, Katholiken, S. 209-212.
2 Leugers-Scherzberg, Forsch, S. 216-221.
3 Im einzelnen gewann das Zentrum 1913 im Rheinland 46, in Schlesien 26, in Westfalen 15 Man­

date. Die übrigen Mandate verteilten sich auf Hessen-Nassau 5, Ostpreußen 4, Hannover, Ho- 
henzollern und Sachsen je 2 und Westpreußen 1. Vgl. Gerhard A. Ritter, Wahlgeschichtliches 
Arbeitsbuch, München 1980, S. 148.
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lieh und kannte eine Reihe örtlicher Besonderheiten.'* Im wesentlichen basierte sie 
Jedoch in allen drei großen Provinzialorganisationen auf den Kreiskomitees, die 
sich in jedem landrätlichen Kreis gebildet hatten. Diese Komitees wurden in West­
falen und Schlesien sowie in Teilen des Rheinlands von den Wahlmännern des 
Zentrums zu den preußischen Landtagswahlen gewählt. Lediglich in einigen Teilen 
des Rheinlands bestanden Zentrumsvereine auf Mitgliederbasis, die die Funktionen 
der Kreiskomitees ausübten. Damit bildete das preußische Dreiklassenwahlrecht in 
weiten Teilen das Rückgrat der Zentrumsorganisation in Preußen. Von den Kreis­
komitees wurden die Wahlkreiskomitees für die Kandidatenaufstellung bei den 
Landtags- und Reichstagswahlen gebildet und die Generalversammlung der Pro­
vinzpartei beschickt.5 In Schlesien und Westfalen wurde von dieser Generalver­
sammlung der Parteivorstand gewählt sowie der Provinzialausschuß, der die lau­
fenden Geschäfte führte. Im Rheinland wurde der Provinzialausschuß zum einen 
aus den Vorsitzenden der Wahlkreiskomitees und zum anderen aus Vertretern ge­
bildet, die von der Generalversammlung gewählt wurden. Hier wählte der Provin­
zialausschuß den Parteivorsitzenden, der die laufenden Geschäfte — unterstützt 
von einem siebenköpfigen Beirat und einem Generalsekretariat — führte.

Die Grundstrukturen dieser Parteiorganisation blieben in den Monaten nach der 
Revolution erhalten. In Westfalen konnte bereits im Dezember 1918 wieder eine 
Generalversammlung der westfälischen Zentrumspartei tagen.*’ Ansonsten liefen 
seit Mitte Dezember 1918 die Vorbereitungen für die Wahlen zur Nationalver­
sammlung und zur preußischen Landesversammlung an, bei denen sich offenbar 
aus den alten Kreiskomitees neue Wahlkreiskomitees bildeten, die die Aufstellung 
der Wahllisten in den neuen, weitaus größeren Wahlkreisen zu besorgen hatten. 
Die Umwandlung des preußischen Zentrums in eine moderne Mitgliederpartei be­
gann erst nach den Wahlen zu den verfassunggebenden Parlamenten. Mit den 
Wahlen im Januar 1919 wurden die Fraktionen im Reich und in Preußen vorüber­
gehend wieder zu den ausschlaggebenden Entscheidungsfaktoren innerhalb des 
Zentrums, zumal sie nun die einzigen demokratisch legitimierten Gremien der 
Partei waren.

In Preußen erhielt das Zentrum bei den Wahlen am 26. Januar 1919 21% der abge­
gebenen Stimmen und 88 von 401 Mandaten.^ Die Wahlen fanden nach demselben

4 Eine Studie zur Parteiorganisation des Zentrums in Preußen fehlt. Grundlage der folgenden 
Skizze bildeten die undatierten Satzungen und ein Organisationspapier der rheinischen Zen­
trumspartei vom März 1905 sowie die Statuten der westfälischen Zentrumspartei vom 2. Okto­
ber 1906, alles in: NL Herold 21; ferner das Wahlorganisationsstatut für die schlesische Zen­
trumspartei vom 10. April 1906, in: Schlesische Volkszeitung Nr. 176 vom 
emplar in: NL Bachem 251a).

5 Diese Generalversammlungen trugen in den Provinzen verschiedene Bezeichnungen, so in 
Schlesien „Vertrauensmännerversammlung”, in Westfalen „Provinzialkomitee”, später „Provin­
zialvertretung“ und im Rheinland „Delegiertentag”. Neben den aus den Kreiskomitees entsand­
ten Vertretern gehörten den Generalversammlungen auch geborene Mitglieder wie die Reichs­
und Landtagsabgeordneten der Provinz an.

6 Vgl. Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 294 vom 13. Dezember 
1918.

7 Vgl. Klöcker, Zentrumsfraktion, S. 19 und 25. Ein weiteres Mandat erhielt die Partei durch die 
Wahlen in Hohenzollern-Sigmaringcn, die erst am 1. Juni 1919 abgchalten wurden.

19. April 1906 (Ex-
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Wahlrecht wie eine Woche zuvor die Wahlen zur Nationalversammlung statt.^ Für 
Preußen waren es damit nach den jahrzehntelangen erbitterten Kämpfen um die 
Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts die ersten Wahlen nach den Grundsätzen 
der allgemeinen, unmittelbaren und geheimen Wahl. Zudem erhielten wie bei den 
Wahlen zur Nationalversammlung die Frauen erstmals das aktive und passive 
Wahlrecht und das Wahlalter wurde auf 20 Jahre gesenkt.

Tabelle 1\ Listenverbindungen in den Wahlkreisen

Wahlkreis-Nr. und -Name Listenverbindung(en)

1. Ostpreußen
2. Westpreußen
3. Berlin
4. Potsdam I
5. Potsdam II
6. Frankfurt a. O.
7. Pommern
8. Posen

DNVP, DVP, Z 
SPD, USPD 
DNVP, DVP, Z 
DNVP, DVP, Z 
DNVP, DVP, Z 
DNVP, [DVP, Z], DDP 
DNVP, DVP, Z
a) DNVP, Z
b) DVP, DDP

9. Breslau
10. Oppeln
11. Liegnitz
12. Magdeburg
13. Merseburg
14. Schleswig-Holstein

SPD, USPD 
DNVP, Z, DDP 
DNVP, DVP, Z, DDP 
[DVP, Z], DDP
a) DNVP, Z
b) DVP, DDP, SH
DNVP, DVP, DHann, Z, DDP 
DNVP, DVP, Z/DHann 
DNVP, DVP, Z, CSP 
DNVP, Z 
DNVP, DVP, Z

15. Osnabrück-Aurich
16. Hannover-Hildesheim
17. Münster-Minden
18. Arnsberg
19. Hessen-Nassau
20. Köln-Aachen
21. Koblenz-Trier
22. Düsseldorf-Ost
23. Düsseldorf-West

DNVP/DVP/NVE, Z 
DNVP, DVP, Z

Quelle: Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 37 vom 13. 
Februar 1919, 1.
Bemerkungen: [] = Unterverbindung

zwischen Parteibezeichnungen weist auf eine vereinigte
Liste im Wahlkreis hin
Schleswig-Holsteiner
Christlich-soziale Partei
Nationaler Verein Essen

/

SH = 
CSP = 
NVE =

8 Vgl. Preußische Gesetzessammlung 1918, Nr. 11720; gedruckt auch bei Klöcker, Zentrums­
fraktion, S. 9-11
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Das Zentrum verfolgte im Wahlkampf einen prononciert antisozialistischen Kurs. 
Dies schlug sich bei beiden Wahlen“^ in der kaum bekannten Strategie der Wahl­
bündnisse nieder. Die Wahlen fanden aufgrund des Verhältnis Wahlrechts als Li­
stenwahlen statt. Dabei war die Möglichkeit von Listenverbindungen eingeräumt 
worden. Das Zentrum machte von dieser Möglichkeit bei beiden Wahlen ausgiebig 
Gebrauch. Dabei war die Bündnisstrategie in den preußischen Wahlkreisen bei 
beiden Wahlen nahezu identisch. Kennzeichnend ist, daß das Zentrum bei den 
Wahlen zur preußischen Landesversammlung in 19 von 23 Wahlkreisen eine Li­
stenverbindung einging und davon in 18 Wahlkreisen unter Beteiligung der 
DNVP. Lediglich im Wahlkreis 13 (Merseburg) beschränkte es sich auf eine Li­
stenverbindung mit der DDP und DVP (Vgl. Tabelle 1).
Angesichts dieser Tatsache war das Eingehen einer Koalition mit der SPD nach 
den Wahlen keineswegs selbstverständlich, weder im Reich noch in Preußen. Im 
Rückblick erschien der Koalitionsabschluß zwar lediglich als Fortführung der Zu­
sammenarbeit mit SPD und DDP, wie er sich im Interfraktionellen Ausschuß des 
Reichstages vorgeprägt hatte, doch für den Zentrumsanhang war nach dem gegen 
die SPD gerichteten Wahlkampf der Abschluß der „Weimarer Koalition“ nur 
schwer nachzuvollziehen. Die Grundentscheidung dazu fiel allerdings im Reich 
und präjudizierte die Entwicklung in Preußen.
Im folgenden soll noch ein kurzer Überblick über die Entwicklungen und die 
Hauptaufgaben während der Dauer der preußischen Landesversammlung gegeben 
werden'°, um den Rahmen abzustecken, in dem die vorliegenden Quellen entstan­
den.
Die preußische Landesversammlung trat am 13. März 1919 in Berlin zusammen. 
Die Koalition zwischen SPD, DDP und Zentrum wurde am 25. März 1919 ge­
schlossen. Die SPD stellte vier Minister (Braun, Haenisch, Heine und Südekum) 
und den Vorsitzenden des Staatsministeriums (Hirsch). Je zwei Minister wurden 
von der DDP (Fischbeck und Oeser) und vom Zentrum (Stegerwald und am 
Zehnhoff) entsandt. Das Kriegsministerium wurde bis zu seiner Auflösung am 18. 
September 1919 von dem parteilosen Fachminister Oberst Walter Reinhardt wei­
tergeführt.
Den Schwerpunkt der politischen Arbeit sollte die Verabschiedung einer neuen 
Verfassung für das nachrevolutionäre Preußen bilden. Dies konnte aber erst nach 
der Annahme der Weimarer Reichsverfassung am 11. August 1919 in Angriff ge­
nommen werden. Der Verfassungsentwurf wurde der preußischen Landesver­
sammlung am 25. Februar 1920 unterbreitet, die Beratungen begannen nach dem 
Kapp-Putsch am 26. April 1920. Am 30. November 1920 wurde die Verfassung 
schließlich mit den Stimmen von SPD, DDP, Zentrum und DVP angenommen. 
Für das Zentrum bildeten vor allem die Bestrebungen zur Erweiterung der provin­
zialen Selbstverwaltung angesichts der Selbständigkeitsbestrebungen in den Rhein-

9 Vgl. das amtliche Endergebnis der Wahlen zur deutschen Nationalversammlung in: Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 28 vom 3. Februar 1919, 1. Bedage. Zu den 
Konsequenzen der Listenverbindungen vgl. auch Klöcker, Zentrumsfraktion, S. 35-39.

10 Im übrigen muß hier auf die Studien von Möller, Parlamentarismus, und Orlow, Prussia, so­
wie für die Entwicklung des Zentrums auf Hömig, Zentrum, verwiesen werden.
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landen und in Oberschlesien ein zentrales Anliegen. Es gelang am 14. Oktober 
1919 die Annahme eines Gesetzentwurfs zur Errichtung einer Provinz Oberschle­
sien.*' Ein Gesetzentwurf zur Erweiterung der Selbständigkeitsrechte der Provin­
zialverbände scheiterte hingegen und wurde am 27. Januar 1920 im Ausschuß auf 
unbestimmte Zeit vertagt.Zu schweren Konflikten zwischen Zentrum und dem 
Koalitionspartner SPD kam es bei der Schul- und Personalpolitik. Die schulpoliti­
schen Kontroversen entzündeten sich an den Gesetzentwürfen zur Aufhebung der 
Ortsschulaufsicht und zur Neuordnung der Schuldeputationen, Schulvorstände 
und Schulkommissionen. Die Auseinandersetzungen wurden in der Öffentlichkeit 
ausgetragen und führten im Dezember 1919 bis zur Drohung des Zentrums, aus 
der Regierung auszutreten.Die personalpolitischen Kontroversen drehten sich 
vor allem um die Besetzung der Regierungspräsidien im Rheinland und in Westfa­
len und spitzten sich ebenfalls derart zu, daß zeitweilig erwogen wurde, die Koa­
lition zu verlassen. Einen Einschnitt für die Parlamentsarbeit in Preußen bildete 
der Kapp-Putsch. Zwar führte er nicht wie im Reich dazu, kurzfristig Neuwahlen 
auszuschreiben. Statt dessen wurden die Verfassungsberatungen vorangetrieben 
und gleichzeitig das übrige Gesetzgebungsprogramm reduziert. Der Kapp-Putsch 
führte in Preußen zu einer Regierungsneubildung unter dem SPD-Politiker Otto 
Braun. Während die Minister der DDP und des Zentrums im Amt blieben, schie­
den von der SPD Hirsch, Südekum und der vom Zentrum besonders kritisierte In­
nenminister Heine aus. Der DDP und dem Zentrum gelang es bei der Regierungs­
neubildung, Ministerkandidaten des linken Parteiflügels der SPD abzuwehren und 
die Zahl der SPD-Minister von fünf auf vier zu vermindern. Carl Severing und 
Hermann Lüdemann traten daraufhin am 29. März 1920 ins neue Kabinett ein.
Für die Zeit nach dem Kapp-Putsch stand zunächst die Besoldungsreform der Be­
amten im Vordergrund, dann folgten bis zum November 1920 die Verfassungsbe­
ratungen. Gegen Ende der Legislaturperiode versuchte das Zentrum zunehmend, 
im Zusammenspiel mit der DDP die Gesetzgebungsinitiativen der SPD zu unter­
laufen und bis zum Ende der Sitzungsdauer zu verschleppen. Dies betraf vor allem 
den Grundsteuergesetzentwurf, *"* den Gesetzentwurf über Kahlschläge in Privat­
waldungen und den Gesetzentwurf zur Bereitstellung von Staatsmitteln zur Selbst­
bewirtschaftung der Domänen.*^ Auch der Entwurf des Landwirtschaftskammer­
gesetzes wurde nicht zu Ende beraten, und es kam lediglich zu Änderungsanträgen 
zum geltenden Gesetz.*^

11 Vgl. Nr. 70.
12 Vgl. Nr. 108.
13 Vgl. Nr. 97.
14 Vgl. Nr. 184.
15 Vgl. Nr. 162.
16 Vgl. ebd.
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III. Die Zentrumsfraktion der preußischen Landesversammlung

1. Rekrutierung und Sozialprofil der Fraktion

Die Rekrutierung der preußischen Zentrumsfraktion bei den Wahlen zur preußi­
schen Landesversammlung wies im Vergleich zum Kaiserreich signifikante Unter­
schiede auf. Dabei spielte zunächst die Veränderung des Wahlrechts eine entschei­
dende Rolle.
Durch die Begrenzung der Wahlen auf die Wahlkreise und das Fehlen einer Lan­
desliste hing die Entscheidung über die Wahl eines Kandidaten von der Plazierung 
auf der Liste im Wahlkreis ab. Im Vorfeld der Wahlen wurden dadurch die Wahl­
kreiskomitees zum ausschlaggebenden Faktor für die Entsendung von Kandidaten 
in die Landesversammlung. Gewählt wurde zwar jeweils nur ein Kandidat; die 
Stimmen, die auf eine Liste entfielen, wurden jedoch summiert und die Mandate 
der Reihenfolge der Liste entsprechend verteilt. In den Wahlkreiskomitees kam es 
daher zu Auseinandersetzungen um die Aufstellung der Listen, und der Ausgang 
dieser Auseinandersetzungen hing vor allem von den örtlichen Verhältnissen ab. 
Die (nominelle) Führung der Landespartei, d. h. der Landesausschuß der preußi­
schen Zentrumspartei unter Führung Felix Porschs, hatte auf die Entscheidungen 
der Wahlkreiskomitees sowenig Einfluß wie die Führungen der Provinzialorgani­
sationen. Dies läßt sich an dem Schicksal der Kandidaturen der Vorsitzenden der 
drei wichtigsten Provinzialorganisationen in Preußen veranschaulichen.
Allgemein bestand eine Stimmung gegen Doppelmandate in der Nationalversamm­
lung und der preußischen Landesversammlung. So erhielt der Vorsitzende des 
rheinischen Zentrums, Karl Trimborn, zwar im 
ersten Listenplatz für die Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung, kein rhei­
nisches Wahlkreiskomitee war hingegen bereit, ihn auch auf die Liste für die Wah­
len zur preußischen Landesversammlung zu nehmen.' Karl Fierold als Vorsitzen­
der des westfälischen Zentrums erhielt im Wahlkreis 17 (Westfalen-Nord) den si­
cheren 2. Listenplatz für die Wahlen zur Nationalversammlung. Für die Wahlen 
zur Landesversammlung wurde ihm jedoch ein Listenplatz in diesem Wahlkreis 
verweigert, und ihm gelang der Einzug ins Landesparlament nur, weil das Wahl­
kreiskomitee des Wahlkreises 18 (Westfalen-Süd) ihn nachträglich in aussichtsrei­
cher Position auf seine Liste plazierte.^ Felix Forsch schließlich als Vorsitzender 
des schlesischen Zentrums wurde für die Wahlen zur Landesversammlung im 
Wahlkreis 9 (Breslau) auf Platz 1 gesetzt, bei den Wahlen zur Nationalversamm­
lung erhielt er im selben Wahlkreis nur Platz 3, obwohl abzusehen war, daß nur 
die ersten beiden Plätze aussichtsreich waren. Tatsächlich verfehlte Forsch dann

Wahlkreis 20 (Köln-Aachen) den

1 Vgl. Leugers-Scherzberg, Forsch, S. 227 mit Anm. 29.
2 Vgl. ebd., S. 227 mit Anm. 30.
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auch den Einzug in die Nationalversammlung.^ Auch wenn damit die Rekrutie­
rung der Zentrumsfraktion 1919 von dezentralisierten Entscheidungen abhing, las­
sen sich anhand des Ergebnisses doch allgemeine Tendenzen feststellen.

Von den 101 Abgeordneten, die bei der Auflösung des preußischen Abgeordneten­
hauses im November 1918 Mitglied der Zentrumsfraktion gewesen waren, wurden 
lediglich 32 wiedergewählt,69 schieden aus.^ Die Gründe für dieses Ausscheiden 
von fast 70% der ehemaligen Landtagsabgeordneten des Zentrums lassen sich im 
einzelnen nur schwer nachweisen. Gewiß spielte bei manchen die Einstellung zur 
Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems eine Rolle. So 
wurden von den 25 Abgeordneten, die am 11. Juni 1918 im preußischen Abgeord­
netenhaus in namentlicher Abstimmung gegen die Einführung des gleichen Wahl­
rechts in Preußen votiert hatten, nur zwei Abgeordnete (Peter Müller [Prüm] und 
Hermann Richtarsky) wiedergewählt. Andererseits gehörte zu diesen 25 Abgeord­
neten auch Joseph Bitta, der in die Deutsche Nationalversammlung gewählt wurde 
und im Laufe des Jahres 1919 zum Regierungspräsidenten in Oppeln und zum 
kommissarischen Oberpräsidenten der Provinz Oberschlesien avancierte. Letztlich 
lassen sich daher keine eindeutigen Kennzeichen für oder gegen die Wiederwahl 
feststellen.

Offenbar hat das veränderte Wahlsystem dazu beigetragen, daß eine große Anzahl 
von Kandidaten für die Neuwahl nicht mehr berücksichtigt wurde. Hatte es näm­
lich zuvor 278 Wahlkreise für die Wahlen zum preußischen Abgeordnetenhaus ge­
geben, in denen je nach Wahlkreis ein bis drei Abgeordnete jeweils von der Mehr­
heit der Wahlmänner zu wählen waren, so wurde nunmehr lediglich in 23 Wahl­
kreisen nach dem Verhältniswahlrecht gewählt. Durch die Einführung der Listen­
wahl kam es nicht mehr darauf an, einen oder mehrere im lokalen Bereich, auch 
mit Blick auf andere Parteien, konsensfähige Kandidaten in einem Wahlkreis zu 
präsentieren, sondern eine mit Blick auf die Wählerklientel ausgewogene Liste. So 
präsentierte sich schließlich auch die Zentrumsfraktion der preußischen Landesver­
sammlung in der Berufsschichtung insgesamt ausgewogener als ihre Vorgängerin. 
(Vgl. Tabelle 2)

Signifikant war der Rückgang der Landwirte (-14,4%), der höheren Justizbeamten 
(vor allem der Amtsrichter) (-7,8%) und der Geistlichen (-4,5%). Alle drei Grup­
pen konnten offensichtlich vor 1918 im Rahmen des alten Wahlrechts ihre Vertre­
ter besser durchsetzen, zumal wenn es sich dabei um Persönlichkeiten handelte, 
die über die eigenen Parteigrenzen hinweg im örtlichen Bereich profiliert waren. 
Unter den Bedingungen des neuen Wahlrechts fiel das womöglich ausschlaggeben­
de Kriterium einer ausschließlichen Profilierung auf Orts- und Kreisebene fort. 
Durch die Vergrößerung der Wahlkreise und die Aufstellung von Listen kam es 
1919 zu einer stärkeren Berücksichtigung von Vertretern einflußreicher innerpar­
teilicher Interessengruppen. So wuchs am stärksten die Gruppe der Volks- und

3 Vgl. ebcl.,S. 227f.
4 Vgl. Klöcker, Zentrumsfraktion, S. 33
5 Vgl. ebd., S. 56 f. Klöcker kommt jedoch auf die Zahl 71, da er auch Giesberts und Trimborn 

dazuzählt. Beide waren jedoch mit ihrer Ernennung zu Staatssekretären im Oktober 1918 aus 
dem Parlament ausgeschieden. Nachwahlen für ihre Mandate fanden nicht mehr statt.
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Mittelschullehrer (+9%), die der Gewerkschaftssekretäre (+5,6%), der Leiter von 
Berufsverbänden (+4,6%) und der mittleren Verwaltungsbeamten (+4,5%). Die 
ersten drei Gruppen entsandten dabei oftmals führende Vertreter von Organisatio­
nen, die dem politischen Katholizismus direkt oder indirekt zuzuordnen waren.

Tabelle 2: Berufsschichtung der Zentrumsabgeordneten 1918 und 1919"' - 
(Angaben in %)

DifferenzBeruf 19191918

1. Ministerialdirektoren
2. Sonstige Verwaltungsbeamte in 

Reich und Staat
a) höhere
b) mittlere
c) untere

3. Justizbeamte
a) höhere
b) mittlere

4. Kommunal-
und Körperschaftsbeamte
a) höhere
b) mittlere

5. Reichs-, Staats-, Kommual-, 
Körperschaftsbeamte a. D.

6. Geistliche
a) evangelische
b) katholische

7. Lehrer in und außer Dienst an
a) Universitäten, Hochschulen
b) höhere Lehranstalten
c) sonst. Lehranstalten

8. Rechtsanwälte/Notare
9. Ärzte

10. Privatbeamte und Angestellte
a) Leiter von Berufsverbänden
b) im Handel
c) Versicherungswesen
d) Industrie
e) Krankenkassen
f) Gewerkschaftssekretäre
g) Arbeitersekretäre
h) Parteibeamte

2,0 - 2,0

5,0 3,3 - 1,7 
+ 4,5 
+ 1,1

1,0 5,5
1,1

21,0 13,2 - 7,8 
+ 0,11,0 1,1

3,0 - 3,0

1,0 - 1,0

10,0 5,5 - 4,5

3,0 + 1,4 
+ 3,4 
+ 9,0 
- 0,3

4,4
1,0 4,4
2,0 11,0
8,0 7,7

2,0 6,6 + 4,6

- 0,9
- 1,0

2,0 1,1
1,0

+ 5,6 
+ 3,3 
+ 0,1

1,0 6,6
3,3

1,0 1,1

Die Angaben für 1919 nach Klöcker, Zentrumsfraktion, S. 42 f. Entsprechend wurden die Anga­
ben für 1918 von den Bearbeitern erhoben. Vgl. dagegen die Berufsstatistiken für 1919 bei Ho­
rnig, Zentrum, S. 312, und Müller, Parlamentarismus, S. 282, die andere Kriterien zugrunde legen.
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Beruf Differenz1918 1919

11. Selbst. Kaufleute
12. Selbst. Industrielle
13. Selbst. Kleingewerbetreibende/ 

Handwerker
14. Landwirte
15. Arbeiter
16. Schriftsteller/Redakteure
17. Sonst. Berufe
18. Rentner/Berufslose
19. Militärs

1,0 - 1,0 
+ 0,22,0 2,2

1,0 + 3,4 
-14,4 
+ 1,2 
+ 1,3

4,4
21,0 6,6

1,0 2,2
2,0 3,3

5,0 3,3 - 1,7
- 3,03,0

Bei der Auswahl der Kandidaten für die Wahlen zur preußischen Landesversamm­
lung spielte auch eine Rolle, daß die Wahlvorbereitungen sich mit den Vorberei­
tungen für die Reichstagswahl überschnitten. Da die Wahlkreise für beide Wahlen 
identisch waren, ist davon auszugehen, daß die Listen für beide Wahlen in dersel­
ben Sitzung des Wahlkreiskomitees aufgestellt wurden. Dabei war es naheliegend, 
beide Listen miteinander abzugleichen, insbesondere was die Aufstellung der bis­
herigen Repräsentanten^ der Zentrumspolitik anbelangte. Beispielsweise entsandte 
der Wahlkreis 20 (Köln-Aachen) in die preußische Landesversammlung von 12 ge­
wählten Zentrumsabgeordneten 10 Parlamentsneulinge. Der Wahlkreis Breslau 
hingegen hatte unter den vier gewählten Abgeordneten nur einen Neuling und die­
ser war erst auf den 4. Listenplatz gesetzt. Dieselben Wahlkreise optierten bei der 
Wahl zur Nationalversammlung entgegengesetzt. Im Wahlkreis Breslau wurden 
zwei Parlamentsneulinge gewählt, in Köln bestand ein Überhang an Altparlamen­
tariern.^ Dennoch spielte das Bedürfnis nach der Präsentation „neuer Köpfe“ bei 
der Auswahl der Kandidaten offensichtlich eine Rolle. Es ist bezeichnend, daß bei 
den Wahlen zur Landesversammlung in 11 von 17 Wahlkreisen, in denen das Zen­
trum Mandate errang, Neulinge die Liste anführten. (Vgl. Tabelle 3)
Kann auf der einen Seite das neue Wahlrecht für einen Großteil der Verschiebun­
gen in der sozialen Zusammensetzung der Fraktion verantwortlich gemacht wer­
den, so zeigen die Rekrutierungsmuster für die Wahl der Neulinge, daß ein Bruch 
mit der Vergangenheit des politischen Katholizismus keinesfalls vollzogen werden 
sollte. Die Rekrutierung der Neulinge weist vielmehr auf ein hohes Maß an Konti­
nuität im Übergang vom Kaiserreich zur Republik hin.
So war es bezeichnend, daß von den 51 Parlamentsneulingen 41 z. T. schon recht 
lange führende Ämter in Partei oder katholischem Verbandswesen bekleidet hat-

6 Hierzu werden im folgenden auch Abgeordnete gezählt, die zwar bis November 1918 nicht 
Mitglieder des preußischen Abgeordnetenhauses gewesen waren, die aber bereits im Kaiserreich 
einem Landes- oder Reichsparlament angehört hatten. Dies waren: Stegerwald (preußisches 
Herrenhaus), Koßmann, Kuckhoff, Sauermann und am Zehnhoff.

7 Vgl. dazu das Wahlergebnis in: Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger 
Nr. 28 vom 3. Februar 1919, 1. Beilage.
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Tabelle 3: Alt- und Neuparlamentarier

Listenplatz 
der NeuenAlte Abg. Neue Abg.Wahlkreis-Nr. und -Name

1. Ostpreußen
2. Westpreußen
3. Berlin
8. Posen
9. Breslau

10. Oppeln
11. Liegnitz 
13. Merseburg
15. Osnabrück-Aurich
16. Hannover-Hildesheim
17. Münster-Minden
18. Arnsberg
19. Hessen-Nassau
20. Köln-Aachen
21. Koblenz-Trier
22. Düsseldorf-Ost
23. Düsseldorf-West

2 1, 2
2 1, 2

1
2 1, 2

3 41
6 1, 3, 5, 7, 9, 115
1 1
1 1
2 1, 2

1, 22
2, 3, 5, 8 
4, 6, 7

6 4
34

1, 53 2
1, 2, 4-8, 10-12
2, 5, 7, 9, 11, 12 
1, 4, 5

2 10
66
32

3-74 5

ten. 25 übten Funktionen in der Zentrumspartei aus,^ 16 hatten führende Funktio­
nen in Vereinen und Verbänden inne.‘^ Von den restlichen 10 waren 3 Landwirte 
mit Erfahrung in der Kommunalpolitik (Jakoby-Raffauf, Koepper, Küsters), ein 
Sohn eines Zentrumspolitikers mit Erfahrungen im Kommunalparlament (Le- 
tocha), 2 Universitätsprofessoren (Lauscher und Röhrich), 2 Rechtsanwälte mit 
Mitgliedschaft in katholischen Studentenverbindungen (Schulte und Wentrup), ein 
Pfarrer (Niestroj) und der Verkehrskontrolleur Gospos, der sich lediglich durch 
seine polnische Ubersetzertätigkeit auszeichnete. Damit wiesen die neu Hinzu­
kommenden eine ähnliche Struktur in ihrer Zusammensetzung auf wie die aus dem 
alten Parlament Überkommenen. Denn von den 37 Altparlamentarieren bekleide­
ten 17 Funktionen innerhalb der Partei, 12 waren führend in einem katholischen 
Verein oder Verband tätig.
Im Mai 1919 traten fünf Abgeordnete der Deutsch-Hannoverschen Partei in die 
Fraktion als Hospitanten ein.'° Wortführer dieser Gruppe war von Wangenheim, 
der sich an den Diskussionen in der Fraktion rege beteiligte. Im ganzen blieb aber 
die Rolle der Hannoveraner in der Fraktion marginal und konzentrierte sich auf 
die Vertretung hannoverscher Interessen.

8 Sofern Abgeordnete Funktionen in der Zentrumspartei und in einem Verband innehatten, 
wurde die Funktion innnerhalb des Zentrums stärker gewichtet.

9 Im einzelnen: Arbeitervereine und Gewerkschaften (4), Kath. Lehrerverband (3), KFB (3), 
Bauernvereine (2) und je 1 aus Volksverein, Caritasverband, Kath. Lehrerinnenverband. Her­
ausstechend: Müller-Neuwied (Dachdeckerverband).

10 Vgl. Nr. 18 und 24.
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2. Die Organisation der Fraktionsarheit

Prägend für die Rolle der (Gesamt-)Fraktion im politischen Entscheidungsprozeß 
und für das politische Gewicht der Fraktionssitzungen ist das Verhältnis zwischen 
Fraktionsvorstand und Fraktion. Aufgrund der ältesten erhaltenen Fraktionspro­
tokolle der preußischen Zentrumsfraktion aus den Jahren 1900 bis 1903" und ganz 
im Zuge der schrittweisen Umwandlung bürgerlicher Honoratiorenparteien im 
Laufe des Kaiserreichs zu stärker plebiszitär orientierten Parteien, ist zunächst von 
einer überragenden Stellung der Fraktionsvorstände der Zentrumspartei im Kaiser­
reich für die politische Entscheidungsfindung der Fraktion auszugehen. Noch um 
die Jahrhundertwende wurden Fraktionssitzungen nur sporadisch abgehalten, 
während der Vorstand permanent zu Entscheidungen zusammentreten konnte.

Der Fraktionsvorstand wurde nach den Wahlen zur preußischen Landesversamm­
lung in noch größerem Maße als die Fraktion vom Element der Kontinuität ge­
prägt. Zwar ließ sich die Zusammensetzung des Vorstands der Zentrumsfraktion 
des preußischen Abgeordnetenhauses am Vorabend der Novemberrevolution im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht im einzelnen ermitteln," doch ist es be­
zeichnend, daß die vier Mitglieder des Fraktionsvorstandes von 1913 (Forsch, He­
rold, Linz und Marx), die 1919 wiederum in die preußische Landesversammlung 
gewählt wurden, sofort wieder in den Fraktionsvorstand entsandt wurden. Forsch 
und Herold wurden erneut, Marx erstmals Vorsitzender der Fraktion. Im einzel­
nen setzte sich der Fraktionsvorstand zu Beginn der Legislaturperiode wie folgt 
zusammen: Forsch (1. Vorsitzender), Herold (2. Vorsitzender), Marx (3. Vorsit­
zender), Gronowski (4. Vorsitzender). Weitere Mitglieder des Vorstands waren 
Busch, Hager, Heß, Kamp, Linz, Müller (Prüm), Neuber, Schmedding, Schmidt 
(Conz), Stoffels, Vogelsang, Wildermann." Dabei ist bemerkenswert, daß 
Gronowski, Busch, Hager, Heß, Müller (Prüm), Schmedding, Schmidt (Conz), 
Vogelsang und Wildermann bereits dem preußischen Abgeordnetenhaus bis zur 
Auflösung im November 1918 angehört hatten. Lediglich Kamp (Vorsitzender des 
Kath. Lehrerverbands), Neuber (Generalsekretär des Schlesischen Bauernvereins) 
und Frau Stoffels (Vorstandsmitglied des Vereins katholischer deutscher Lehrerin­
nen) kamen als Parlamentsneulinge in den Vorstand. Nach dem Ausscheiden von 
Neuber aus der Landesversammlung wurde der Schlesier Maiß ebenfalls als Parla-

11 In: NL Forsch la 25.
12 Zu Beginn der 22. Legislaturperiode 1913 setzte er sich wie folgt zusammen: Forsch (1. Vorsit­

zender), Herold (1. Stellvertreter), Dittrich (2. Stellvertreter), Trimborn (3. Stellvertreter). 
Weitere Mitglieder des Vorstands waren Cahensly, Linz, Marx, von Savigny, Graf von Strach- 
witz, von Strombeck, Wallenborn, Wellstein. Vgl. Tätigkeit der Zentrumsfraktion 1913/14, 
S.IO. Bis zum Ende der Legislaturperiode schieden eine Reihe von Vorstandsmitgliedern aus. 
Es starben Dittrich (21.2.1915), v. Strombeck (18.8.1915), Wallenborn (16.5.1917) und Well­
stein (16.10.1917). Cahensly legte am 4.2.1916 aus Gesundheitsgründen sein Abgeordneten­
mandat nieder, Karl Trimborn am 4.11.1918 infolge seiner Ernennung zum Staatssekretär des 
Innern. Wer für die während der Legislaturperiode ausscheidenden Vorstandsmitglieder neu in 
den Vorstand gewählt wurde, wurde nicht eruiert. Nach der Revolution schieden aus dem 
Landesparlament und damit auch aus dem Fraktionsvorstand Karl von Savigny und Alfred 
Graf von Strachwitz-Bertelsdorf aus.

13 Vgl. Nr. 1 Anm. 1.
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mentsneuling in den Vorstand nachgewählt. Welche Aufgaben der Vorstand im 
einzelnen hatte, läßt sich allerdings nur schwer fassen. Die Fraktionsprotokolle ge­
ben darüber nur spärliche Auskünfte. Es ist davon auszugehen, daß die Hauptauf­
gabe des Vorstands darin bestand, die Tagesordnungen der Fraktionssitzungen 
festzulegen. Beschließen konnte die Fraktion nur über Angelegenheiten, die zuvor 
auf die Tagesordnung gesetzt worden waren.Ferner behielt sich der Vorstand 
vor, einzelne Fragen an sich zu ziehen, um sie eingehender zu beraten,'^ und in 
Fragen, in denen die Fraktion zu keiner Einigung kam, Entscheidungen zu tref­
fen.'^ Das bedeutete aber nicht, daß durch den Beschluß des Vorstands in jedem 
Fall der Streit innerhalb der Fraktion geschlichtet werden konnte.'*^ Die Fraktion 
behielt eine überraschend hohe Entscheidungsfreiheit.
Eine Rolle dabei spielte die Häufigkeit der Fraktionssitzungen. In der Regel fand 
vor jeder Plenumssitzung eine Fraktionssitzung statt. Geleitet wurde diese Sitzung 
vom ranghöchsten anwesenden Fraktionsvorsitzenden, der zunächst Eingänge 
mitteilte sowie die Ergebnisse der Ältestenratssitzungen. Auf der Grundlage einer 
zuvor festgestellten Tagesordnung wurden die einzelnen Tagesordnungspunkte 
durchgesprochen. Dabei wurden regelmäßig von Fraktionsmitgliedern eingebrach- 
te Anträge verabschiedet und der Ablauf der Plenarsitzungen vorbereitet. Der in 
der Regel reibungslose Durchgang der Tagesordnung der Plenarsitzungen weist 
darauf hin, daß das Abstimmungsverhalten der Fraktion und die Bestimmung der 
Fraktionsredner vermutlich im Vorstand vorbereitet wurde.
Neben diesen stets wiederkehrenden Elementen in den Fraktionssitzungen, die 
zwangsläufig eher den Charakter eines Pflichtprogramms hatten, kam es aber auch 
immer wieder zu offenbar unvorbereiteten und dadurch offen geführten Diskus­
sionen, die z. T. zu tiefgreifenden Kontroversen führten. Sie entzündeten sich an 
tagespolitischen Fragen (Koalitionsbildung, Rheinlandbewegung, Versailler Ver­
trag, Kapp-Putsch, Listen zur Reichstagswahl 1920) oder an grundsätzlichen Posi­
tionsbestimmungen (Landwirtschaftspolitik, Schulpolitik, Beamtenpolitik, Perso­
nalpolitik). In diesen Debatten lassen sich keine Vorgaben seitens des Fraktions­
vorstandes ausmachen. Sofern aus diesen Debatten die Notwendigkeit entstand, 
Fraktionserklärungen oder Parlamentsanträge zu formulieren, wurde dies nicht 
dem Fraktionsvorstand überlassen, sondern es wurden ad hoc Gruppen gebildet, 
um diese Aufgaben zu übernehmen. Sofern es notwendig war, Verhandlungen mit 
anderen Parteien oder Institutionen zu führen, wurden Abgesandte der Fraktion 
ebenfalls ad hoc bestimmt und mit einem Verhandlungsauftrag ausgestattet.
Mit der Besetzung der Parlamentsausschüsse - das hatte eine lange Tradition — 
wurde ein Mitglied des Fraktionsvorstandes betraut.*^ Über die Ausschußarbeiten 
wurde in der Regel dann in der Fraktion berichtet, wenn Konflikte aufgetreten wa-

14 Vgl. Nr. 28.
15 Vgl. die Debatte über die Personalpolitik, Nr. 119. Ein Antrag Schmittmanns wurde zurück­

gewiesen, weil er nicht auf der Tagesordnung gestanden hatte, vgl. Nr. 125.
16 Vgl. Nr. 15 (Lehrerbeiratsstclle im Staatsministerium) und Nr. 136 (Publikationen des Dr. 

Görres).
17 Vgl. Nr. 113 (Kommissionszusammensetzung).
18 Vgl. dazu den Konflikt um die Kommissionsmitgliedschaft Stegers, Nr. 152.
19 Schmcdding, vgl. Nr. 28.
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ren oder die Beratung eines Gesetzentwurfs im Ausschuß abgeschlossen worden 
war. Nachdem offensichtlich Schwierigkeiten bei der Berichterstattung über die 
Ausschußarbeit aufgetreten waren, wurde am 28. Februar 1920 festgelegt, daß das 
älteste Mitglied des Ausschusses den Berichterstatter für die Fraktion benennen 
sollte.Für die interne Arbeit hatte die Fraktion Arbeitsgruppen gebildet.. Wel­
che Gruppen im einzelnen bestanden und wie sie zusammengesetzt waren, ist 
nicht bekannt. In den Protokollen tauchen sie nur am Rande auf. Lediglich die Be­
amtengruppe unter Führung von Joseph Fleß^^ u^d die sog. „Ostgruppe“ der 
Fraktion unter Führung von Schulte^^ treten als eigenständige Akteure in Erschei­
nung. Daneben wurden für einzelne Gesetzesvorlagen Spezialkommissionen gebil­
det.Bemerkenswert ist, daß die Anregung Schmittmanns, einen Ausschuß zur 
Regelung der Personalentscheidungen einzurichten, nicht aufgegriffen wurde. Die 
Personalfragen regelte offenbar federführend der Obmann der Beamtengruppe Jo­
seph FIeß.25 Jn den Plenardebatten kristallisierten sich die Wortführer der Fraktion 
heraus.(Vgl. Tabelle 4) Insgesamt nahmen fünf Mitglieder der Fraktion während 
der Sitzungsdauer der Landesversammlung mehr als 30 Mal im Plenum das Wort. 
Dazu gehörten die ersten beiden Fraktionsvorsitzenden Forsch und Herold, das 
Vorstandsmitglied Schmedding und der im Wahlkreis Berlin wiedergewählte Ab­
geordnete Faßbender. Überraschend allerdings war, daß der Parlamentsneuling 
Reineke, der nicht einmal dem Fraktionsvorstand angehörte, die höchste Anzahl 
an Wortbeiträgen aufzuweisen hatte. Reineke, der nach Ausweis der Fraktionspro­
tokolle auch bei den Fraktionsberatungen zu einem der engagiertesten Fraktions­
mitglieder gehörte, war Justitiar des westfälischen Bauernvereins und als Vertreter 
der westfälischen Landwirtschaft im Wahlkreis 17 (Münster-Minden) an aussichts­
reicher Stelle auf der Wahlliste des Zentrums nominiert worden. Er galt als Kom­
promißkandidat der Landwirtschaft, der im Januar 1919 auch von den Arbeiterver­
tretern des Wahlkreises akzeptiert worden war. Bei der Neuwahl im Februar 1921 
wurde er nicht wieder aufgestellt. Seinen Platz als Landwirtschaftsvertreter im 
Wahlkreis Münster nahm Franz von Papen ein.

Unter den 27 Zentrumsabgeordneten, die 10 Mal und mehr das Wort im Plenum 
nahmen, befanden sich nichtsdestoweniger lediglich 12 von 51 Parlamentsneulin­
gen, während 15 von 37 der wiedergewählten Abgeordneten darunter zu finden 
waren. Von den 12 Neulingen, die mehr als 10 Mal das Wort nahmen, waren allein 
drei Vertreter der Landwirtschaft (Reineke, Jakoby-Raffauf und Kaulen). Dies 
deutete daraufhin, daß die Landwirtschaft nicht nur zahlenmäßig in der Fraktion 
nach der Revolution dezimiert worden war, sondern auch ihre alten parlamentari­
schen Führer entbehren mußte. Vor diesem Hintergrund ist nicht nur der Aufstieg 
Reinekes, sondern auch die Bedeutung Jakoby-Raffaufs und Kaulens in der Frakti­
on zu sehen. Im Vorstand waren alle drei nicht vertreten. Dort galten Herold, 
Busch und zunächst Neuber (bis zu seinem Ausscheiden) als Vertreter landwirt-

20 Vgl. Nr. 123.
21 Vgl. Nr. 12.
22 Nr. 1, 7, 107.
23 Nr. 30, 33, 45.
24 Vgl. Nr. 19.
25 Vgl. Nr. 18, 22, 74.
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Tabelle 4: Zentrumsredner, geordnet nach der Häufigkeit der Wortmeldungen im 
Plenum
(WB=Wortbeiträge)

nach­
gerückt

ausge-
schied. FraktionsvorstandaltWB Name neu

46 Reineke 
45 Forsch 
37 Faßbender 
35 Schmedding 
34 Herold 
28 Brust 
27 Beyer 
27 Heß
27 Jakoby-Raffauf 
23 Rhiel 
22 Schüling 
22 Schulte 
20 Oppenhoff 
18 (Brackmann)
17 Müller-Prüm 
17 Am Zehnhoff

(davon 13 als Minister) 
16 Esser 
16 Gottwald 
16 Kloft 
15 Blank 
15 Stegerwald 

(als Minister)
14 Heßberger 
13 Goebel 
13 Gronowski 
13 Kaulen 
13 (Wangenheim)
12 Lauscher 
12 Tewes 
11 (Biester)
10 Wildermann 

9 Busch 
9 Hager 
9 Sprenger 
8 Bergmann 
8 Hirtsiefer 
8 Stieler

X

1. VorsitzenderX

X

Mitglied 
2. Vorsitzender

X

X

X

X

MitgliedX

X

X

X

X

X

X

MitgliedX

X

X

X

X

(Schriftführer)X

X

X

X

4. VorsitzenderX

X 17.6.19
X

X

X

X

Mitglied
Mitglied
Mitglied

X

X

X

X

X

X

X
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nach­
gerückt

ausge-
schied.WB Name alt Fraktionsvorstandneu

7 Grebe 
7 Krug 
6 Maiß 
6 Schmittmann 
5 Harsch 
5 Herkenrath 
5 Kley 
5 Lauer 
5 Richtarsky 
5 Wentrup 
4 Steger 
3 Altegoer 
3 Behrendt 
3 Dinslage 
3 Drinnenberg 
3 Merx 
3 Rürup 
3 Stoffels 
3 Wronka 
2 Dietrich 
2 Faltin 
2 Kamp 
2 Koßmann 
2 Koepper 
2 Linz 
2 Neumann 
2 Schoenkaes 

Andres 
1 Bell 
1 Beizer 
1 Bensch 
1 Eismann 
1 Kastert 
1 Küsters 
1 Loehr 
1 Niestroj 
1 Sauermann 
1 Traumann 
1 Vennen 
0 Berens 
0 Cohaus 
0 Dransfeld 
0 Elsner

X

X

X Mitglied
X

X

X

X

X 7.6.19
X

X (Schriftführer)
X

X

X

X

X

X

X

MitgliedX

X

X

X

MitgliedX

X 30.7.19
X

X Mitglied
X

X

1 X

X

X 25.6.19
X

X

X 30.5.19
X

X

X

X

X 10.9.20
X

X 18.9.19
X

X 21.6.19
X
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nach­
gerückt

ausge-
schied. FraktionsvorstandaltWB Name neu

0 Feldhuß 
0 Geil 
0 Giese 
0 Gospos 
0 Kuckhoff 
0 Langewand 
0 Letocha 
0 Marx 
0 Maxen 
0 Müller-Neuwied 
0 Musiol 
0 Neuber 
0 Röhrich 
0 Sawatzki 
0 Schmidt-Conz 
0 Schmitt 
0 Steegmann 
0 Vogelsang 
0 Zimmer-Hönigsd.

X

X

X 15.9.20
X

(Schriftführer)X 30.5.19
X

X

3. VorsitzenderX

X 10.9.20
X

X

MitgliedX 12.5.19
X

X

MitgliedX

X

X

X

X 5.6.19

schaftlicher Interessen. Herold konnte jedoch durch die Vielzahl seiner Funktio­
nen als 2. Fraktionsvorsitzender, Vorsitzender des westfälischen Zentrums und 
Mitglied der Nationalversammlung und des Reichstags diese Rolle im Parlament 
ebensowenig spielen wie Busch, der als parlamentarischer Staatssekretär im preußi­
schen Landwirtschaftsministerium vor allem den Kontakt zwischen Ministerium 
und Fraktion zu halten hatte und sich nicht im Parlamentsplenum exponieren 
konnte.

3. Die Stellung der Fraktion in der Gesamtpartei

Auch nach der Revolution hatten sich die Gewichte innerhalb der Zentrumspartei 
noch nicht zuungunsten der Parlamentsfraktionen verschoben. Als zentrales Gre­
mium der Partei existierte zwar der Reichsausschuß, der jedoch nach wie vor nur 
bei Bedarf zusammentrat und eher den Charakter einer Koordinierungsstelle be­
saß, aber keine eigenständigen Impulse für die Partei- und Fraktionsarbeit gab. 
Das Zentralgremium der preußischen Zentrumspartei, der 1908 gegründete Lan­
desausschuß, trat gar bis zum ersten Parteitag des preußischen Zentrums im De­
zember 1920 überhaupt nicht in Erscheinung, auch wenn die Gremien nach der 
Revolution zum Teil neu besetzt worden waren.Die Aufgaben der Landespartei 
nahm faktisch die Fraktion wahr. Bezeichnend war es, daß die Fraktion kein eige-

26 Vgl. Nr. 12 und 37.
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nes Sekretariat hatte. Das Büro des Landesausschusses übernahm faktisch die Auf­
gaben eines Fraktionssekretariats und die Fraktion beteiligte sich an der Finanzie­
rung des Büros.Hinsichtlich der Provinzialorganisationen war es bemerkens­
wert, daß mit Forsch und Herold die beiden Vorsitzenden der schlesischen und 
der westfälischen Zentrumspartei zugleich Vorsitzende der Fraktion waren. Zwi­
schen der Fraktion und diesen beiden Provinzialorganisationen kam es während 
der gesamten Tagungsdauer der preußischen Landesversammlung zu keinerlei 
Spannungen.

Anders verhielt es sich mit der rheinischen Zentrumspartei. Die auch von führen­
den Vertretern des rheinischen Zentrums unterstützten Versuche zur Bildung einer 
Rheinischen Republik belasteten das Verhältnis zwischen rheinischem Zentrum 
und Fraktion bis zum Sommer 1919 und führten auch in der Fraktion immer wie­
der zu Spannungen. Der Parteitag der rheinischen Zentrumspartei im September 
1919 stellte die Auseinandersetzungen auf eine neue Grundlage. Nunmehr wurden 
innerhalb der Fraktion die Anliegen der Rheinländer durch den Hinweis auf die 
Beschlüsse des rheinischen Parteitages legitimiert und erhielten dadurch ein außer­
ordentliches Gewicht.-^ Dadurch war das rheinische Zentrum als einzige Parteior­
ganisation in der Lage, die Politik der Fraktion mitzuformen.

Die Bindungen zwischen der preußischen Landtagsfraktion und der Reichstags­
fraktion waren traditionell eng. Dies lag daran, daß Preußen für die Reichspolitik 
von jeher eine besondere Rolle spielte. Zudem tagten beide Parlamente in Berlin. 
Als sich nach den Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung das Reichsparla­
ment in Weimar konstituierte, wurde der kontinuierliche gegenseitige Informati­
onsfluß erheblich beeinträchtigt, was auch die Doppelmandatare Bell, Dransfeld, 
Herold, Koßmann, Marx, Maxen und Stegerwald nicht verhindern konnten. Koß- 
mann legte schon im Juli 1919 sein preußisches Mandat nieder. Dransfeld, Marx 
und Maxen verlegten den Schwerpunkt ihrer parlamentarischen Arbeit in die Na­
tionalversammlung, so daß Dransfeld und Maxen nach der Neuwahl des Reichs­
tags 1920 ihr preußisches Abgeordnetenmandat niederlegten, während Marx sich 
im Frühjahr 1921 nicht wieder für die Wahlen zum preußischen Landtag aufstellen 
ließ. Herold als 2. Fraktionsvorsitzender und Mitglied des Vorstands der Reichs­
tagsfraktion war daher der eigentliche Vermittler zwischen beiden Fraktionen. 
Hinzu kam Bell, der als Reichsminister jedoch eher den Kontakt zum Reichskabi­
nett aufrechterhielt. Stegerwald als preußischer Minister war dagegen zuwenig in 
die Arbeit beider Fraktion eingebunden, als daß er zwischen den Fraktionen ver­
mitteln konnte.

Zu gemeinsamen Fraktionssitzungen kam es lediglich am 9. und 11. Mai 1919, 
nachdem der Friedensvertragsentwurf veröffentlicht worden war.^^ Die preußische 
Fraktion regte immer wieder an, in wichtigen Fragen die Reichstagsfraktion zu 
konsultieren.Das Bedürfnis der preußischen Fraktion, umgekehrt ebenfalls von 
der Reichstagsfraktion konsultiert zu werden, blieb dagegen unerfüllt und führte

27 Vgl. Nr. 46, 71, 96, 178.
28 Vgl. Nr. 83 und 87.
29 Vgl. Nr. 20 und 21.
30 Vgl. Nr. 46, 47, 82, 83, 97, 120.
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zur Verärgerung auf preußischer Seite.Diese Asymetrie war jedoch strukturell 
bedingt und stellte einen wesentlichen Unterschied zur Situation im Kaiserreich 
dar. Bis 1918 war das Amt des Reichskanzlers und des preußischen Ministerpräsi­
denten in der Regel in Personalunion verwaltet worden. Im Kalkül der Parteien — 
insbesondere des Zentrums - vermischten sich deshalb stets Reichs- und preußi­
sche Angelegenheiten. Nach 1918 war die Abhängigkeit der Reichspolitik von der 
preußischen Politik nicht mehr gegeben. Trotzdem strebte die preußische Fraktion 
danach, ihre Politik nach wie vor mit der Reichstagsfraktion zu koordinieren und 
sogar über die Reichstagsfraktion Druck auf die Reichsregierung auszuüben, um 
bei der preußischen Regierung im Sinne preußischer Zentrumsforderungen zu in­
tervenieren.^^

4. Die Stellung der Fraktion zur Regierung

Das Verhältnis der Fraktion zur Regierung war, wie die Untersuchung von Hömig 
bereits belegt hat, vor allem durch die Frontstellung zu den sozialdemokratischen 
Kultus- und Innenministern Flaenisch und Fleine bestimmt. Nach Heines Aus­
scheiden infolge des Kapp-Putsches war das Verhältnis zu seinem Nachfolger Se- 
vering zwar nicht konfliktfrei, aber merklich entspannter. Die Fraktionsprotokolle 
belegen die Schärfe der Auseinandersetzungen mit den SPD-Ministern, zeigen aber 
auch Formen der informellen Konfliktbeseitigung und Kooperation. Hierbei spiel­
ten direkte Kontakte mit dem Ministerpräsidenten eine wichtige Rolle.Entschei­
dender aber war die Vermittlungsfunktion der parlamentarischen Staatssekretäre 
Busch, Wildermann und Linz im Landwirtschafts-, Kultus- und Innenministeri­
um. Sie brachten nicht nur die Anliegen der Fraktion in den Ministerien, denen sie 
zugeordnet waren, zur Geltung, sondern nahmen aufgrund ihres Einblicks in die 
Arbeit der Ministerien zuweilen auch die attackierten SPD-Minister in Schutz.^“* 
Ihrer Vermittlungsarbeit war es in vielen Fällen zu verdanken, daß die latenten 
Spannungen innerhalb der Regierungskoalition niemals so weit führten, daß es 
zum endgültigen Bruch kam.

31 Vgl. Nr. 130.
32 Vgl. Nr. 46, 94, 95.
33 Vgl. etwa Nr. 26, 28, 30.
34 Vgl. Nr. 13, 26, 49, 55, 81, 101.
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